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Wolfgang Schäuble: 

Nachhaltige Energiepolitik 
für Deutschland 

VOR 12 JAHREN, mit dem Bericht 
der Brundtland-Kommission für Um- 
welt und Entwicklung 1987, gewann 
ein Begriff an Verbreitung, der seither 
prägend geworden ist, weit über den 
Bereich von Ökologie und Entwick- 
lungspolitik hinaus: der Begriff der 
Nachhaltigkeit, der nachhaltigen Ent- 
wicklung. Unter nachhaltiger Entwick- 
lung verstand die Brundtland-Kom- 
mission eine Entwicklung, „die den 
Bedürfnissen der heutigen Generation 
entspricht, ohne die Möglichkeiten 
künftiger Generationen zu gefährden, 
ihre eigenen Bedürfnisse zu befriedi- 
gen und ihren Lebensstil zu wählen". 

Es geht also um etwas sehr Elemen- 
tares, Grundsätzliches: Es geht um 
gerechte Güter- und Lastenverteilung, 
es geht um die Verteilung von Lebens- 
chancen für gegenwärtige und künf- 
tige Generationen. Nachhaltigkeit ist 
ein ethisch aufgeladener Begriff - das 
erklärt die ihm innewohnende Über- 
zeugungskraft. Wir haben die Erde 
von unseren Kindern nur geliehen - 
das ist im Kern die Botschaft, die in 
diesem Begriff steckt. 

Nachhaltige Entwicklung - das ist ei- 
ne Entwicklung, die nicht irgendwann 

zu Ende geht, weil sie sich ihrer eige- 
nen Voraussetzungen beraubt, sich 
selbst zerstört. Sondern eine Ent- 
wicklung, die sich laufend selbst 
erneuert, dadurch dauerhaft, selbst- 
tragend, selbstregulierend wird. So 
wie man einen Wald bewirtschaftet 
über Generationen - kein Raubbau 
und kein Kahlschlag, sondern nur das 
Notwendige einschlagen und immer 
wieder aufforsten. 

Rede des Vorsitzenden der 
CDU/CSU-Bundestags- 

fraktion, Wolfgang Schäuble, 
auf dem Energiekongreß 

der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion am 28. Mai in Bonn 

Das hat viel mit Verantwortung zu 
tun. Im Leitbild der nachhaltigen Ent- 
wicklung ist immer der Vorrang des 
Langfristigen vor dem Kurzfristigen, 
des Allgemeinnutzens vor dem Eigen- 
nutz, der Solidarität vor dem Egois- 
mus mitangelegt. 

Nachhaltigkeit - das bedeutet Ver- 
söhnung von Ökonomie und Ökolo- 
gie. Versöhnung von wirtschaftlichem 
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Wachstum, steigendem Wohlstand - 
auch in den Ländern der Dritten Welt 
- mit dem Schutz der Umwelt und 
der natürlichen Ressourcen. Nutzung 
von Rohstoffen und Energie so, daß 
ejne wachsende Weltbevölkerung 
und zukünftige Generationen dieser 
^/eltbevölkerung ihre wirtschaftlichen 
Erwartungen erfüllen können, in den 
lr|dustrieländern ebenso wie in den 
Entwicklungsländern, ohne damit die 
Funktion unserer Ökosysteme zu 
gefährden. 
Für Herman Daly, einen Ökonomen 
der Weltbank, folgen aus diesem 
Leitbild zwingend drei Verhaltensre- 
geln: 

• Die Nutzung nicht-erneuerbarer 
Ressourcen wie Kohle, Öl, Gas 
darf auf Dauer nur in dem Maße 
erfolgen, wie gleichwertiger Ersatz 
geschaffen oder die Ressourcen- 
produktivität verbessert wird. 
Also: Effizienzsteigerung, Substitu- 
tion, ein insgesamt sparsamer 
Verbrauch. 

• Die Nutzung erneuerbarer Res- 
sourcen wie z.B. Biomasse darf 
auf Dauer nicht größer sein als 
'hre Regenerationsrate. 

• Schadstoffe dürfen nur in umwelt- 
verträglichem Maße freigesetzt 
werden. 

Auf einen simplen Nenner gebracht: 
Nachhaltige Energiepolitik ist eine 
Energiepolitik, die jedenfalls auf lange 
Sicht und in Zukunft nicht mehr ver- 
raucht, als anderweitig ersetzt wer- 

den kann. Wir können nicht das, 
was in Hunderten von Jahrmillionen 
durch Photosynthese energiereicher 
Kohlenwasserstoffverbindungen als 
fossile Energieträger angesammelt 
worden ist, in wenigen Generationen 
verheizen, ohne uns auch nur zu fra- 
gen, was eigentlich danach kommen 
soll. Denn daß die fossilen Energie- 
träger endlich sind, daran zweifelt 
trotz der Fehlprognosen des Club of 
Rome eigentlich niemand. 

EINE SOLCHE NACHHALTIGE 
Energiepolitik muß eine globale Ener- 
giepolitik sein, das scheint mir zwin- 
gend. Die westlichen Industrieländer 
haben in puncto Nachhaltigkeit 
durchaus Erfolge vorzuweisen. Seit 
1970 konnte ein real um mehr als 
die Hälfte höheres Bruttoinlandspro- 
dukt mit einem in etwa gleichblei- 
benden Einsatz an Energie erwirt- 
schaftet werden. In der Industrie ist 
der spezifische Energieverbrauch 
zwischen 1950 und 1973 um 46% 
gesunken, von 1973 bis heute noch 
einmal um über 40%. Und zumal 
in Deutschland kann bereits von 
einem nachhaltigen Energieverbrauch 
gesprochen werden: Seriösen Schät- 
zungen zufolge wird unser Primären- 
ergieverbrauch in den nächsten Jahr- 
zehnten trotz Wirtschaftswachstum 
zurückgehen in Größenordnungen 
zwischen 5 und 10%. 

Ganz anders die Situation weltweit. 
Der Weltenergiebedarf hat sich in 
den letzten drei Jahrzehnten glatt 
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verdoppelt. Und der Weltenergierat 
erwartet bis zum Jahr 2020 eine 
weitere Steigerung von 40%, andere 
Prognosen sprechen gar von 75%. Zu 
zwei Dritteln findet dieser Zuwachs in 
den Staaten Asiens, Südamerikas 
und Afrikas statt, was eine dramati- 
sche Verschiebung der Gewichte mit 
sich bringen wird, denn gegenwärtig 
verbraucht ein Viertel der Weltbevöl- 
kerung in den Industrieländern noch 
drei Viertel des weltweiten Energie- 
aufkommens. 

Nun wird zweifellos niemand von den 
ärmsten Ländern dieser Erde erwar- 
ten wollen, daß sie sich weiter mit 
ihrem geringen Lebensstandard be- 
gnügen, nur damit der globale Ener- 
gieverbrauch insgesamt und die 
damit verbundene Umweltbelastung 
nicht noch weiter ansteigen. Insofern 
mutet mich die Art und Weise, wie 
wir in Deutschland die Energiediskus- 
sion führen, schon etwas seltsam 
an. Sicher: Wenn sich weltweit alle 
auch in Zukunft weiter so verhalten 
wie bisher - dann können wir es uns 
leisten, aus allen irgendwie risiko- 
trächtigen Energiearten unbeküm- 
mert auszusteigen, dann können wir 
weiter die Kohle an der Ruhr mit 200 
DM pro Tonne subventionieren, dann 
kommt das Öl weiter in beliebiger 
Menge zum gewohnten Preis. Aber 
auch nur dann. Wenn dagegen auch 
nur jeder zehnte Einwohner bspw. 
Chinas auf die Idee käme, soviel 
Auto fahren zu wollen wie wir oder 
soviel Energie pro Kopf zu verbrau- 

chen wie wir, dann wäre die Umwelt- 
katastrophe unausweichlich. 

Von der sog. Dritten Welt machen wir 
uns häufig ein falsches, zumindest 
einseitiges Bild. Viele Entwicklungs- 
länder verfügen über ein beachtli- 
ches Wachstumspotential. Die Welt- 
bank schätzt, daß das Wirtschafts- 
wachstum in der Dritten Welt bis 
zum Jahr 2020 im Durchschnitt 5 
bis 6% im Jahr betragen könnte, was 
mittelfristig den Anteil der Entwick- 
lungsländer an der Weltproduktion 
glatt verdoppeln würde. Das bedeu- 
tet, daß auch der Energiebedarf 
gerade in den schwächer entwickel- 
ten Regionen dieser Erde ständig 
steigen wird, mit geschätzten Wachs- 
tumsraten von rund 3% jährlich. 
Und das wiederum bedeutet eine 
gewaltige Zunahme an Luftschadstof- 
fen - für Lateinamerika und Afrika 
rechnet man bis zum Jahr 2020 mit 
einer Zunahme der Kohlendioxyd- 
Emissionen um das Eineinhalb- bis 
Zweifache. 

Das ist der Grund, warum eine 
nachhaltige, ökologisch aufgeklärte 
Energiepolitik eine globale Energie- 
politik sein muß, strategisch und 
weitblickend angelegt, geeignet, die 
unterschiedlichen Chancen und 
Bedürfnisse in den verschiedenen 
Regionen dieser Erde angemessen 
zu berücksichtigen. Es gilt, in enger 
Abstimmung zwischen der Europäi- 
schen Union, Nordamerika, Japan, 
den G 8-Staaten, der OECD mit den 
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Schwellen- und Entwicklungsländern 
'n Asien, Lateinamerika, Afrika trag- 
fähige energiepolitische Strategien 
zu entwickeln, eingebettet in den 
prozeß, der mit dem Rio-Gipfel für 
eine globale Umweltpolitik von 1992 
angestoßen worden ist. 

EINE AUSSCHLIESSLICH am na 
tionalstaatlichen Rahmen ausgerich- 
tete, an nationalen Prämissen und 
Bedingungen orientierte Energiepoli- 
tik ist heute ein Anachronismus. Na- 
tionale Energiepolitik muß zumindest 
toit globaler Energiepolitik kompatibel 
Sein. Für uns gilt das in besonderem 
^aße: Nachhaltigkeit in Deutschland 
ist auf das Engste verknüpft mit 
^achhaltigkeit in der übrigen Welt. 
Das eine ist ohne das andere nicht 
2u haben - aus mehreren Gründen. 

" Rohstoff- und Energieressourcen 
sind geographisch sehr ungleich ver- 
teilt. Deutschland ist ein ressourcen- 
arrnes, importabhängiges Land mit 
einem sehr begrenzten Anteil eigener 
Primärenergieproduktion. Also sind 
w'r von den wirtschaftlichen und 
Politischen Entscheidungen anderer, 
meist außereuropäischer Länder 
abhängig, wie uns die Ölkrisen der 
7°er Jahre drastisch vor Augen 
geführt haben. Eine gesicherte Ener- 
gieversorgung ist für uns insofern 
'angst keine nationale Angelegen- 
heit mehr - und die „Nationale 
^ohlereserve" ist eher etwas für 
N°stalgiker. 

Die ökologische Herausforderung 
ist eine Herausforderung im Welt- 
maßstab. Der Umgang mit den natür- 
lichen Ressourcen, den andere prak- 
tizieren, Art und Umfang ihres Ener- 
gieverbrauchs, betrifft uns in den 
Auswirkungen ganz unmittelbar. Der 
Transport von Schadstoffen in der 
Luft oder im Wasser macht vor 
Grenzpfählen nicht halt. Also müssen 
wir uns gemeinsam mit anderen um 
Nachhaltigkeit und Umweltverträg- 
lichkeit bemühen. Auf uns allein 
gestellt können wir nichts ausrichten. 
Es gibt keine ökologischen Inseln der 
Seligkeit auf diesem Globus, auch 
nicht in der Südsee. 

Das ist es, was die Regierung Schrö- 
der hartnäckig nicht verstehen will. 
Mit nationalen Alleingängen in der 
Energie- und Umweltpolitik ist heute 
nichts gewonnen, auch nicht bei der 
Energiebesteuerung. Das haben 
Rot-Grün aber versucht, und genau 
deshalb ist es gescheitert. Ihre sog. 
Ökosteuer schwächt lediglich die 
Wettbewerbsposition deutscher 
Unternehmen und unseres Wirt- 
schaftsstandorts schlechthin, Um- 
welteffekt gleich Null. Und was jetzt 
als zweite oder dritte Stufe diskutiert 
wird, das ist nichts weiter als eine 
saftige Benzinpreiserhöhung, bei der 
man sehen wird, wieviel bei den 
Lohnnebenkosten noch ankommen 
wird - am Ende nichts. So ruiniert 
man vernünftige Ansätze und über- 
zeugt niemand. 



Ui D-Extra 18/1999 

Jede nachhaltige Energienutzung 
muß in Einklang stehen mit dem glo- 
balen Klimaschutzziel, und das 
besagt, daß die Konzentration der 
Treibhausgase in der Atmosphäre 
langfristig auf einem Niveau stabili- 
siert werden muß, die eine gefährli- 
che anthropogene Störung des Kli- 
masystems vermeidet. Für die ener- 
giebedingten C02-Emissionen bedeu- 
tet dies bspw., daß sie ab Mitte des 
nächsten Jahrhunderts um minde- 
stens die Hälfte gesenkt werden 
müssen. Das ist nur zu erreichen, 
wenn die westlichen Industrieländer, 
also auch Deutschland, einen über- 
proportionalen Beitrag zur Schad- 
stoffreduzierung bringen, in der 
Größenordnung von 70 bis 80%. 

Das wiederum ist nur zu erreichen 
mit weiteren drastischen Einsparun- 
gen von Primärenergie, insbesondere 
durch Senkung des Strom- und Wär- 
meverbrauchs im Gebäudebereich, 
bei privaten Haushalten, im Kleinge- 
werbe und in der Industrie sowie 
durch Verbrauchssenkungen bei Kraft- 
fahrzeugen, mit Effizienzsteigerung in 
Kraftwerken, bei der Wärmeerzeu- 
gung, in industriellen Verfahren und 
Prozessen sowie im Verkehrsbereich. 
Einsparung und Effizienzsteigerung - 
das bedeutet nachhaltige Energiepoli- 
tik für Deutschland. 

Ein spezifischer Beitrag, den wir 
Deutschen leisten können und weiter 
leisten müssen, kommt hinzu: der 
Beitrag von moderner umweltfreund- 

licher Technologie im Bereich von 
Energiegewinnung und Energiever- 
wertung. Beispiel Kernenergie, wo 
Deutschland ein beachtliches Maß 
an Know how und Fertigkeit in der 
Entwicklung neuer und noch sichere- 
rer Kraftwerkstypen besitzt, das nicht 
verloren gehen darf. Beispiel moder- 
ne Kohleverstromungstechnik, mit 
der Möglichkeit, Wirkungsgrade zu 
verbessern und Umweltbelastungen 
zu minimieren. Beispiel Kraft-Wärme- 
Kopplung. Beispiel Technologie der 
erneuerbaren Energien, von der Wind- 
kraft bis zur energetischen Verwer- 
tung von Biomasse. Alles Zukunfts- 
technologien, über die Deutschland 
verfügt, und die wir im Sinne einer 
globalen Nachhaltigkeitsstrategie 
nutzbar machen müssen. Und es 
werden Länder wie Deutschland sein, 
die für die Menschheit Szenarien des 
Übergangs entwerfen müssen von 
der Vorherrschaft der fossilen Brenn- 
stoffe zur Vorherrschaft der erneuer- 
baren Energieträger. 

AUFGABE DER POLITIK in diesem 
Sinne ist es - so haben wir das in 
dem Diskussionspapier formuliert, 
das Ihnen vorliegt -, die Rahmenbe- 
dingungen so zu setzen, daß mög- 
lichst viele Handlungsfreiräume und 
technische Optionen zugunsten einer 
nachhaltigen Energiepolitik für 
Deutschland und weltweit offenge- 
halten und weiterentwickelt werden 
können. Wir brauchen eine Energie- 
politik, die von den verfügbaren Infor- 
mationen über zukünftige Entwicklun- 
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Sen und über die sich bietenden 
technischen und wirtschaftlichen 
Möglichkeiten einen wirkungsvollen 
Gebrauch macht und eine flexbile 
Anpassung an neue Gegebenheiten 
erlaubt. 

Dafür bietet eine im Grundsatz 
Marktwirtschaftlich orientierte Ener- 
S'epolitik nach wie vor die beste 
Gewähr. Vor allem bietet sie die 
Gewähr für eine vorurteilsfreie, vor- 
behaltlose Prüfung, Nutzung und 
°ffenhaltung aller sich bietenden 
Möglichkeiten der Energieversorgung 
Upid deren Einsatz, gestaffelt nach 
Kriterien der Wirtschaftlichkeit und 
^er Umweltverträglichkeit. 
Der Staat muß hierfür die notwendi- 
gen, dauerhaft verläßlichen Rahmen- 
bedingungen schaffen. Nur dann 
kann die Energiewirtschaft ihre Auf- 
gabe erfüllen, nämlich die Sicherung 
ejner nachhaltigen, d.h. in der Menge 
9lJsreichenden und bezahlbaren, um- 
weltschonenden Energieversorgung 
für die überschaubare Zukunft. Man 
muß klar sehen: Die Energieversor- 
§ungsstruktur ist bis weit in das 
nächste Jahrhundert hinein aufgrund 
bereits erfolgter Investitionen weitge- 
bend festgeschrieben. Eine abrupte 
energie- und umweltpolitische Neu- 
0rientierung würde den aufgebauten 
Kapitalstock mit Milliardenverlusten 
entwerten, und das können wir uns 
schlechterdings nicht leisten. 

Deutschland wird auf absehbare Zeit 
auf einen ausgewogenen Energiemix 

aller verfügbaren Energieträger nicht 
verzichten können. Einen Energiemix 
aus Steinkohle, Braunkohle, Mineral- 
öl, Erdgas sowie erneuerbaren Ener- 
gien. Ich schließe die Option auf die 
weitere Nutzung der Kernenergie 
ausdrücklich mit ein. Die Bedeutung 
der Kernenergie im Verhältnis zu den 
fossilen Energieträgern ist insbeson- 
dere im Hinblick auf eine nachhaltige 
Klimaschutzpolitik eher noch gestie- 
gen. Als C02-freier Energieträger hilft 
Kernenergie allein in Deutschland 
jährlich 160 Millionen Tonnen Koh- 
lendioxyd-Emissionen zu vermeiden, 
das entspricht in etwa dem gesam- 
ten C02-Ausstoß unseres Straßenver- 
kehrs. 

Insofern ist die von der Regierung 
Schröder verfolgte Ausstiegsstrate- 
gie gegenüber der Kernkraft mit dem 
Gedanken einer nachhaltigen Ener- 
gie- und Umweltpolitik schlechter- 
dings nicht zu vereinbaren. Im übri- 
gen würden wir bei einer Stillegung 
deutscher Kernkraftwerke, die unbe- 
stritten zu den sichersten der Welt 
gehören, jeglichen Einfluß auf die 
Erhöhung der Sicherheitsstandards 
von Kernkraftwerken weltweit verlie- 
ren. Das kann nicht gewollt sein. 

Sicherlich sprechen derzeit nicht zu- 
letzt ökonomische Gründe für einen 
verringerten Einsatz der Kernenergie, 
insbesondere sinkende Preise für 
alternative Energiequellen wie Öl und 
Erdgas. Auch unter dem Gesichts- 
punkt, daß die Investitionskosten für 
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den Neubau von Kernkraftwerken 
deutlich höher liegen als bspw. für 
den Neubau von Gas- und Dampf- 
kraftwerken, besteht bei den Energie- 
versorgungsunternehmen gegenwär- 
tig kein Interesse an einem Neubau 
von Kernkraftwerken. 

Aber dies ist kein Szenario für die 
Ewigkeit, wie selbst der Bundeswirt- 
schaftsminister einräumt. Längerfri- 
stig ist es keineswegs ausgeschlos- 
sen, daß die Kernenergie zumal 
unter Umweltgesichtspunkten eine 
Renaissance erfährt. Auch der Club 
of Rome hat insofern seine Haltung 
zur Kernkraft neu formuliert: „Ange- 
sichts des schwerwiegenden Risikos 
einer Klimaänderung auf unserem 
Planeten müssen wir die techni- 
schen, wirtschaftlichen und sicher- 
heitsrelevanten Vorbedingungen für 
ein großes Comeback der Kernener- 
gie schaffen." 

So sehen das auch die Bürger in 
Deutschland. Nach Umfragen sind 
70% der Menschen überzeugt, daß 
wir noch lange Zeit auf die Kernkraft 
angewiesen sein werden. Für einen 
überstürzten Ausstieg jedenfalls gibt 
es in Deutschland keine Mehrheit. 
Auch im Regierungslager scheinen 
die Stimmen der Vernunft langsam 
die Oberhand zu gewinnen, die einen 
Ausstieg allenfalls langfristig und im 
Konsens mit den Kraftwerksbetrei- 
bern anvisieren. 

Der Bundeswirtschaftsminister hat 
darüber hinaus alle Parteien und 

relevanten Verbände zu Energiekon- 
sensgesprächen eingeladen, und die 
Union wird sich diesen Gesprächen 
nicht verweigern. Das Thema „nach- 
haltige Energiepolitik für Deutsch- 
land" sollte in der Tat einvernehmlich 
und nicht im Streit behandelt wer- 
den. Eine Einschränkung gilt es frei- 
lich zu machen: Die Verantwortlich- 
keiten müssen klar definiert und klar 
zugeordnet bleiben. Konsensrunden 
dürfen nicht dazu mißbraucht wer- 
den, dem Zwang zu eigener verant- 
wortlicher Entscheidung auszuwei- 
chen und Verantwortung abzuschie- 
ben. Nach vielen Pleiten und Pannen 
ist diese Neigung bei Rot-Grün zwei- 
fellos vorhanden - wir werden ihr 
nicht Vorschub leisten. 

Wir müssen uns alle technisch, öko- 
nomisch und ökologisch sinnvollen 
Optionen offenhalten. Wir können 
zukünftigen Generationen nicht vor- 
schreiben, welche Techniken sie 
nutzen sollen und welche nicht. Es 
widerspräche dem Leitbild einer 
„nachhaltigen Entwicklung", wenn wir 
uns heute einseitig auf bestimmte 
Energieträger und Techniken festle- 
gen und damit andere ohne Not 
preisgeben und Chancen auf Innova- 
tionen verspielen würden. 

Eine marktwirtschaftlich, an Prinzi- 
pien der Nachhaltigkeit orientierte 
Energiepolitik bietet die beste Basis, 
um eine Brücke zu schlagen zwischen 
den Bedürfnissen der heutigen und 
denen der zukünftigen Generationen, 
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und gleichzeitig Spielraum zu eröff- 
nen für weiteres Wachstum und zu- 
nehmenden Wohlstand. Energiever- 
sorgung, Energiepolitik ist allerdings 
e'n Thema, das über ökonomische 
AsPekte weit hinausreicht, gesell- 
Schaftliche Wertvorstellungen und 
Leitbilder berührt. Wir brauchen des- 
halb über den marktwirtschaftlich 
Rentierten Rahmen hinaus einen 
gesellschaftlichen Konsens in grund- 
'e§enden Fragen der Energiepolitik. 
^as hat die Diskussion um die Nut- 
2ung der Kernkraft gezeigt. 

Niemand kann Politikern und Fach- 
leiJten die Verantwortung für Ent- 
Scheidungen und die Aufgabe der 

Abschätzung von Folgen abnehmen. 
Aber wir brauchen ein gesellschaftli- 
ches Klima, das solche Entscheidun- 
gen trägt. Diesen Konsens müssen 
wir im Dialog zwischen Fachleuten, 
Politikern und den relevanten gesell- 
schaftlichen Gruppen erarbeiten. 

Mit ihrem „Energiedialog Deutsch- 
land", mit dem heutigen Energiekon- 
greß, unternimmt die CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion einen wichtigen 
Schritt in diese Richtung. Ein Schritt, 
der helfen soll, die Konturen einer 
„nachhaltigen Energiepolitik für 
Deutschland" sichtbar zu machen 
und den dafür notwendigen Konsens 
zu begründen. 
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Energiedialog Deutschland 
Wie muß die Energiepolitik für 

das 21. Jahrhundert gestaltet 
sein, damit eine umweltschonende, 
effiziente Energieversorgung zu inter- 
national wettbewerbsfähigen Preisen 
in unserem Land für heutige und 
künftige Generationen möglich bleibt? 

Die Fragen und damit auch im Zu- 
sammenhang stehende Ängste in der 
deutschen Öffentlichkeit verdienen 
eine ehrliche Auseinandersetzung 
und eine zukunftsgerichtete Antwort 
der Politik. Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion stellt sich der Verantwor- 
tung. Wir wollen uns mit einem um- 
fassenden Energiekonzept in die Dis- 
kussion um die Energieversorgung 
einschalten. Bei der Entwicklung 
unseres Konzepts einer nachhaltigen 
Energiepolitik für Deutschland suchen 
wir den Dialog - mit Wissenschaft 
und Wirtschaft, Verbänden und dem 
Bürger. 

Bereits im Vorfeld des hier vorliegen- 
den Diskussionspapiers wurden Fra- 
gen und Positionen rund um das 
Thema Energie mit Ländervertretern 
sowie mit Experten aus Wirtschaft 
und Wissenschaft erörtert. Zentrales 
Ergebnis der Gespräche insbesonde- 
re mit Wirtschaft und Wissenschaft 
war, daß es sich um ein ehrgeiziges 
und lohnenswertes Ziel der Union 
handelt, ein umfassendes Energie- 
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konzept vorzulegen, das zugleich 
eine Antwort auf die von der rot-grü- 
nen Bundesregierung verursachte, 
ideologisch geprägte und konzepti- 
onslose Energiedebatte und die auf- 
geworfene Frage eines staatlich ver- 
ordneten Ausstiegs aus der Kernen- 
ergie gibt. 

Die bisherige Diskussion hat gezeigt 
daß Deutschland nicht ohne wirt- 
schaftlichen und politischen Schaden 
aus der Kernenergie aussteigen kann. 
Die von der rot-grünen Regierung auf- 
gebrachte Diskussion wird einhellig 
bereits als schädlich empfunden. 
Scharfe Kritik besteht insbesondere 
daran, daß die Bundesregierung die 
Debatte rein ideologisch und konzep- 
tionslos führt. 

Diskussionspapier der 
CDU/CSU-Fraktion im 

Deutschen Bundestag zur 
Energiepolitik in Deutschland 

Mit einem staatlich verordneten Aus- 
stieg aus der Kernenergie würde 
erstmals eine Bundesregierung 
einen ganzen Technologiezweig ver- 
bieten. Hinzu kommt, daß die Bun- 
desregierung in der öffentlichen Dis- 
kussion positiv besetzte Begriffe 
mißbräuchlich für ihre Ziele einsetzt. 
Beispiel: Das Leitbild der nachhalti- 
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§en Entwicklung wird - naiv und sim- 
pel - mit der Nutzung erneuerbarer 
Energien gleichgesetzt; die Ökosteuer 
wird als wichtiger Schritt in den Aus- 
stieg aus der Kernenergie gerühmt. 
Ebenso werden objektiv widerlegbare 
Sachverhalte von der rot-grünen 
Regierung nicht richtiggestellt, son- 
dern, im Gegenteil, für ihre Ziele 
instrumentalisiert. Beispiele: Die 
Kernenergie sei wegen ihrer großen 
Sicherheitsrisiken nicht verantwort- 
bar; das Entsorgungskonzept in der 
Kernenergie sei fachlich gescheitert. 
Diese Behauptungen sind falsch. 

Die bisherigen Gespräche haben vor 
al|em auch deutlich gemacht, daß es 
bei einem zukunftsgerichteten Ener- 
S'ekonzept nicht um ein Konzept mit 
'angfristigen Aussagen über den kon- 
nten Einsatz einzelner Energieträ- 
ger und Technologien geht. Darüber 
2u entscheiden, ist Aufgabe von Wirt- 
schaft und Forschung. Die Aufgabe 
der Politik liegt darin, langfristig 
sichere Rahmenbedingungen zu set- 
Zen, damit möglichst viele energie- 
Politische Handlungsfreiräume und 
technische Optionen für die Energie- 
versorgung in Deutschland offenge- 
halten und weiterentwickelt werden. 

^ir brauchen dafür keine Energie- 
Wende und keine Revolution. Aus 
Unse'rer Sicht wird Deutschland auch 
ln absehbarer Zukunft nicht auf einen 
ausgewogenen Energiemix aller ver- 
fügbaren Energieträger verzichten 
Können - dies schließt die Option 

auf die Nutzung der Kernenergie und 
für die Entwicklung neuer und noch 
sicherer Kernkraftwerkstypen ein. 
Nur so werden wir auch in Zukunft 
die Chancen bestmöglich nutzen kön- 
nen, die sich unserem Land aus For- 
schung und Entwicklung, Wettbewerb 
und Globalisierung bieten. 

Vor welchen Anforde- 
rungen stehen wir? 

• Energiepolitik muß verstärkt dem 
Leitbild der nachhaltigen Entwick- 
lung Rechnung tragen. 

An der Schwelle zum 21. Jahrhun- 
dert verbrauchen wir weltweit mehr 
Energie als je zuvor. Der Energie- 
bedarf wird in Zukunft - auch in 
Deutschland - weiter ansteigen. Die 
gegenwärtige Form der Energienut- 
zung widerspricht dabei im globalen 
Maßstab gleich mehreren Regeln 
des nachhaltigen Wirtschaftens. Ins- 
besondere der hohe Verbrauch fossi- 
ler Energieträger und die damit ver- 
bundenen hohen Emissionen klima- 
relevanter Gase beeinträchtigen die 
Lebensgrundlagen künftiger Genera- 
tionen. 

Der von der Wissenschaft erwartete 
Klimawandel wird zu einem wesentli- 
chen Teil durch die Freisetzung von 
Kohlendioxid (C02) bei der Verbren- 
nung fossiler Energieträger verursacht. 
Nach Einschätzung der Enquete- 
Kommission „Schutz der Erdatmo- 
sphäre" des 11. Deutschen Bundes- 
tages ist in den Industrieländern 
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eine C02-Minderung um etwa 70 bis 
80 Prozent bis zum Jahr 2050 not- 
wendig, um Klimaänderungen und 
damit verbundenen gravierenden Fol- 
geschäden wirksam begegnen zu 
können. 

• Energiepolitik muß vor dem Hinter- 
grund der zunehmenden Globalisie- 
rung der Märkte und des immer stär- 
keren Wettbewerbs um Investitionen 
und Arbeitsplätze ihren Beitrag zur 
internationalen Konkurrenzfähigkeit 
des Standorts Deutschland leisten. 
Angesichts der Schlüsselfunktion 
von Energie für Wirtschaft und Ge- 
sellschaft ist klar: Die Energie- und 
Stromversorgung hat hier entschei- 
dende Bedeutung. 

• Energiepolitik muß sich an der 
Liberalisierung der europäischen 
Energiemärkte ausrichten und ihre 
Instrumente entsprechend anpassen. 

Das neue Energiewirtschaftsgesetz 
hat die bisherigen Monopole auf dem 
Energiesektor beseitigt und die Wei- 
chen für den Wettbewerb gestellt. 
Für Energieerzeuger und Energiever- 
braucher ergeben sich daraus vielfäl- 
tige neue Chancen. Die durch die 
Liberalisierung veränderten Rahmen- 
bedingungen setzen der Politik Gren- 
zen. Stärker denn je wird in Zukunft 
der Markt - das heißt Energieprodu- 
zenten, Energieversorgungsunterneh- 
men, Strombörsen, Energiehändler 
und Energieverbraucher - darüber 
entscheiden, wie die Energieversor- 
gung in Deutschland aussieht. Insbe- 

sondere sind die Auswirkungen des 
liberalisierten Energiemarktes auf 
die Kommunen zu beachten. 

Die Aufgabe des Staates liegt zu- 
nehmend darin, den Wettbewerb im 
europäischen Strommarkt sowohl 
national als auch international zu 
sichern und Wettbewerbsverzerrun- 
gen zu vermeiden. Der Staat bleibt 
gefordert, langfristig verläßliche Rah- 
menbedingungen zu setzen; seine 
Energiepolitik muß dabei marktkon- 
form gestaltet sein. 

An welchen Zielen 
muß sich Energiepolitik 
orientieren? 

Energiepolitik muß in unserer markt- 
wirtschaftlichen Ordnung vorrangig 
die Ziele 

• Versorgungssicherheit 

• Wirtschaftlichkeit 

• Umweltverträglichkeit 

• Ressourcenschonung 

verfolgen und diese untereinander 
in Einklang bringen. Die Bevorzugung 
einzelner Ziele zu Lasten anderer 
muß dabei vermieden werden. 

Versorgungssicherheit ist die tech- 
nisch sichere und jederzeit quantita- 
tiv und qualitativ ausreichende Ener- 
gieversorgung für Wirtschaft und 
jeden Bürger. 

Deutschland verfügt über nur be- 
grenzte, wirtschaftlich gewinnbare 
heimische Energierohstoffquellen. 

12 
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Versorgungssicherheit kann aus 
unserer Sicht nur gewährleistet wer- 
den durch eine Mischung aller wirt- 
schaftlich verfügbaren und umwelt- 
verträglich nutzbaren heimischen 
Ur>d importierten Energieträger sowie 
eine Diversifizierung ausländischer 
Bezugsquellen als Gewähr gegen kri- 
senbedingte Versorgungsstörungen. 

Wirtschaftlichkeit ist die Gewährlei- 
stung der Energieversorgung zu 
volkswirtschaftlich langfristig günsti- 
gen Kosten. 

Die Wirtschaftlichkeit der Energiever- 
sorgung hat aufgrund der zunehmen- 
den Globalisierung der Märkte als 
Wettbewerbsfaktor für Deutschland 
entscheidende Bedeutung. 

Willweltverträglichkeit ist die best- 
mögliche Vermeidung von Umwelt- 
schäden bei Gewinnung, Umwandlung, 
Transport, Verteilung und Verbrauch 
v°n Energie. 

D'e derzeitige Energieversorgung ist 
e'ne der wesentlichen Quellen von 
Umweltbelastungen (Emission klassi- 
scher Luftschadstoffe, Wasser- und 
B°denbelastungen) und die Verbren- 
nung fossiler Energieträger Haupt- 
sache der klimarelevanten C02- 
^missionen. Energiebedingte Umwelt- 
belastungen müssen auf ein Maß 
begrenzt und rückgeführt werden, 
das die Regenerations- und Anpas- 
j^ngsmöglichkeiten natürlicher Stoff- 
kreisläufe nicht übersteigt. 

^gsourcenschonung ist die ratio 
nelle Nutzung aller volkswirtschaftli- 

chen Produktionsfaktoren zum Wohle 
der heutigen wie der nachfolgenden 
Generationen. 

Dies betrifft den sparsamen Umgang 
mit endlichen Rohstoffenergiequellen 
ebenso wie mit menschlicher Arbeit 
und Kapital. 

Was ist die Grundlage 
unserer Energieversor- 
gung? 

Die heute sichere Energieversorgung 
in Deutschland beruht auf einem 
ausgewogenen Energiemix aus Stein- 
kohle, Braunkohle, Mineralöl, Erdgas, 
Kernenergie sowie erneuerbaren 
Energien. Dies ist jedoch nicht gleich- 
bedeutend mit im Zeitablauf unver- 
änderten Energieträgeranteilen. 

Fossile Energieträger: Sie werden in 
überschaubarer Zukunft weiterhin 
das Rückgrat der Versorgung bilden. 

Steinkohle aus heimischer Förderung 
und zunehmend aus Importen ist ein 
langfristig verfügbarer Energieträger. 
Der heimische Steinkohlenbergbau 
hat wichtige regionale und gesell- 
schaftspolitische Bedeutung. Der 
Abbau von Steinkohle ist in Deutsch- 
land mit sehr hohen Förderkosten 
verbunden. Die heimische Steinkohle 
ist dadurch auf dem Weltmarkt nicht 
wettbewerbsfähig; sie ist auf Subven- 
tionen der öffentlichen Haushalte 
angewiesen. 

Braunkohle ist die einzige heimische 
Primärenergiequelle mit nennenswer- 

13 
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ter Verfügbarkeit, die wirtschaftlich 
und damit subventionsfrei gewinnbar 
und wettbewerbsfähig ist. Durch die 
Nutzung der Braunkohle für die Ener- 
gieversorgung werden Tausende von 
Arbeitsplätzen im rheinischen Revier 
und in den neuen Ländern gesichert. 

Sowohl bei der Braunkohlen- als 
auch bei der Steinkohlenverstromung 
sind in den letzten Jahren Techniken 
entwickelt worden, die energetische 
Wirkungsgrade von deutlich über 
40% gestatten und im Fall von Kraft- 
Wärme-Kopplungen noch erheblich 
erhöht werden können. Dadurch 
konnte die Klimawirksamkeit dieser 
Rohstoffe herabgesetzt werden. Die 
Investitionen in drei neue Großkraft- 
werke in den neuen Ländern und das 
Kraftwerkserneuerungsprogramm im 
rheinischen Revier bringen erhebli- 
che ökologische Vorteile und sichern 
für mehrere Jahrzehnte heimische 
Wertschöpfung von mehreren Milliar- 
den Mark pro Jahr. 

Mineralöl ist mit einem Anteil von 
knapp 40% am Primärenergiever- 
brauch der wichtigste Energieträger in 
Deutschland. Es ist nicht nur subven- 
tionsfrei, sondern auch eine wesent- 
liche Steuerquelle. Wegen der hohen 
Abhängigkeit von Lieferungen aus 
politisch sensiblen Regionen ist auch 
zukünftig eine vorausschauende, 
international abgestimmte Krisenvor- 
sorge notwendig. Ein sparsamer 
Umgang mit Mineralöl ist auch unter 
Klimaschutzgesichtspunkten geboten. 

Erdgas hat in den letzten Jahren 
zunehmende Bedeutung bei der Ver- 
stromung gewonnen, da moderne 
Gaskraftwerke sich durch vergleichs- 
weise niedrige Investitionskosten 
und hohe Wirkungsgrade auszeich- 
nen. Unter den fossilen Energieträ- 
gern hat Erdgas die geringsten spezi- 
fischen C02-Emissionen. Dem'aus 
Gründen des Klimaschutzes vielleicht 
wünschenswerten stärkeren Einsatz 
von Erdgas in der Verstromung sind 
allerdings Grenzen gesetzt. Die der- 
zeit historisch niedrigen Erdgasprei- 
se dürften bei erhöhter Nachfrage 
deutlich steigen und damit auch den 
Wärmemarkt belasten. Hinzu kom- 
men Risiken aus der starken Impor- 
tabhängigkeit beim Erdgas. 

Erneuerbare Energien: Ihr Anteil am 
Primärenergieverbrauch ist noch 
gering. Er liegt heute bei rund 2%. 
Deutlich höher liegt - nicht zuletzt 
durch die Subventionen aus dem 
Stromeinspeisungsgesetz - mit gut 
5% ihr Anteil an der Gesamtstromer- 
zeugung; davon entfallen 4,2% auf 
Wasserkraft, 0,45% auf Windkraft, 
0,4% auf Abfallverbrennung, 0,17% 
auf Biomasse und 0,001% auf Pho- 
tovoltaik. Wir wollen den Anteil der 
erneuerbaren Energien an der Strom- 
versorgung bis zum Jahr 2010 ver- 
doppeln. 

Bei der Diskussion um den Einsatz 
regenerativer Energien ist generell zu 
berücksichtigen: Die Zuwachspoten- 
tiale in bezug auf die Wasserkraft 
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und die Windkraft sind noch begrenzt 
aiJsbaubar und bei der Photovoltaik 
a,|enfalls eine längerfristige Option. 
Hier liegt eher eine Chance im Export. 

Bei der Biomasse (Holz, Stroh, Gülle, 
B'°gas usw) sind die Hoffnungen 
derzeit besonders groß, daß sie in 
Zukunft einen zusätzlichen nennens- 
werten Beitrag zur Stromerzeugung 
~~ und damit auch zum Klimaschutz - 
'eisten kann. Sie hat die Wirtschaft- 
llchkeitsschwelle annähernd erreicht. 
Weitere Fortschritte in diesem Be- 
re'ch kämen auch der Landwirtschaft 
2u§ute. Sie würde um einen zukunfts- 
'ähigen und zugleich umweltfreund- 
lichen Erwerbszweig erweitert. 

feüienergie: Die Nutzung von Kern- 
energie erbringt weltweit - nicht nur 
ln Deutschland - einen bedeutsamen 
beitrag zur umweltfreundlichen, 
Preiswerten und sicheren Energie- 
versorgung. Sie ist weiterhin wett- 
bewerbsfähig. 

^jt einem Anteil von derzeit 36% ist 
^'e Kernenergie vor Braun- und Stein- 
te der bedeutendste Energieträ- 
ger unserer öffentlichen Stromver- 
Sorgung. in der Grundlastproduktion, 
i   r Stromerzeugung rund um die 
Uhr, liegt der Anteil zwischen 60% 
bis 70%. Die Kernenergie ist nach 
Wie vor der kostengünstigste Energie- 
trager der deutschen Stromversor- 
^Ung. insbesondere dann, wenn die 
An|agen bereits weitgehend abge- 
rieben sind. 

Die Stromerzeugungskosten deut- 
scher Kernkraftwerke liegen ein- 
schließlich der Kosten für Entsor- 
gung und Abriß nach der vollen 
betriebswirtschaftlichen Nutzung 
weiterhin unter den günstigsten Alter- 
nativen (z.B. neue Gaskraftwerke). 
Kernkraftwerke und fossile Kraftwer- 
ke unterscheiden sie sich deutlich in 
ihrer Kosten Struktur. Die Bedeutung 
von Investitions- und Brennstoffko- 
sten ist genau entgegengesetzt: So 
liegt der Anteil der Brennstoffkosten 
an der Energieerzeugung aus Uran 
bei rund 20 Prozent, bei Gas dage- 
gen bei rund 75 Prozent, während es 
sich bei den Investitionskosten genau 
umgekehrt verhält. Dies hat erhebli- 
che Auswirkungen auf die langfristige 
Kalkulation der Strompreise. Es ver- 
deutlicht einmal mehr die Anfälligkeit 
der Strompreise für Turbulenzen auf 
den Weltenergiemärkten bei einem 
Ausstieg aus der Kernenergie. 

Ein Ausstieg Deutschlands aus der 
Kernenergie im nationalen Alleingang 
würde zumindest kurzfristig zu einem 
deutlichen Anstieg der Strompreise 
und damit verbunden zu einer nach- 
haltigen schweren Beeinträchtigung 
der Wettbewerbsfähigkeit von Unter- 
nehmen in Deutschland führen. Be- 
sonders betroffen wären strominten- 
sive Betriebe, bei denen die Strom- 
kosten einen Anteil von teilweise 
über 50 Prozent an den Produktions- 
kosten haben (Stahl, Chemie, Papier, 
Glas, NE-Metalle, Steine und Erden, 
Zement). In der Kernenergiebranche 
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haben derzeit rund 38.000 Men- 
schen einen Arbeitsplatz. Diese wür- 
den bei einem Ausstieg direkt verlo- 
ren gehen. Hinzu kämen weitere 
Arbeitsplatzverluste in der gesamten 
Energiebranche. Auch in anderen 
Branchen wären Arbeitsplätze in 
Deutschland massiv gefährdet. Stei- 
gende Strompreise würden zu ver- 
stärkten Produktionseinschränkun- 
gen im Inland und zu Produktionsver- 
lagerungen ins Ausland führen. Ex- 
perten sprechen von ca. 150.000 
Arbeitsplätzen, die in Deutschland 
verloren gehen würden. 

Die Kerntechnik ist eine High-Tech- 
Branche mit hochinteressanten 
Zukunftsperspektiven. Die weltweit 
weiter steigende Zahl von Kernkraft- 
werken bedeutet einen wachsenden 
Markt auf den Sektoren Kraftwerks- 
bau, technischer Nachrüstung und 
Serviceleistungen. Weitreichende 
Technologiefortschritte sind in Zu- 
kunft möglich. Deutschland nimmt 
auf dem Gebiet der kerntechnischen 
Forschung und Entwicklung weltweit 
eine Spitzenstellung ein, die bei 
einem Ausstieg aus der Kernenergie 
nicht gehalten werden könnte. Die 
kerntechnische Industrie würde mit- 
telfristig aus Deutschland abwan- 
dern; deutsche Ingenieure, Wissen- 
schaftler und Studenten, die in der 
Nukleartechnik arbeiten und for- 
schen wollen, wären gezwungen, ins 
Ausland zu gehen. Dies wäre ein 
schwerer Verlust für den Standort 
Deutschland. 

Die Bedeutung von Kernenergie im 
Verhältnis zu fossilen Energien ist 
insbesondere im Hinblick auf eine 
konsequente globale Klimaschutzpo- 
litik gestiegen. Sie trägt wesentlich 
dazu bei, in der Stromerzeugung den 
Ausstoß von Kohlendioxid einzudäm- 
men. Kernenergie vermeidet als 
C02-freier Energieträger derzeit rund 
160 Millionen Tonnen (^-Emissio- 
nen pro Jahr in Deutschland. Das 
entspricht in etwa dem jährlichen 
C02-Ausstoß des gesamten Straßen- 
verkehrs in unserem Land. Sie lei- 
stet aber auch gleichermaßen einen 
Beitrag zur Eindämmung der klassi- 
schen Luftschadstoffe. Jährlich wer- 
den bis zu 100.000 Tonnen Schwe- 
feldioxid, 120.000 Tonnen Stickoxide 
und 6.000 Tonnen Staub durch den 
Einsatz der Kernenergie in der 
Stromerzeugung vermieden. 

Ein Ausstieg aus der Kernenergie im 
nationalen Alleingang würde es für 
Deutschland unmöglich machen, das 
deutsche C02-Minderungsziel zu 
erreichen. Auch die neue Bundesre- 
gierung hat sich ausdrücklich dazu 
bekannt, die C02-Emissionen bis 
2000 um 25% gegenüber 1990 zu 
reduzieren. Deutschland könnte aud1 

seinen europäischen Beitrag zur 
Senkung der C02-Emissionen nicht 
leisten. Die Zielvorgabe für die EU 
lautet, die C02-Emissionen um 8% 
bis zum Jahr 2008 bzw. 2012 zu 
senken. Deutschland verursacht auf- 
grund der noch stark auf Stein- und 
Braunkohle basierenden Energiever- 
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Sorgung heute ca. ein Drittel der 
c02-Emissionen der Europäischen 
Union. Dies unterstreicht, daß ohne 
eir)en substantiellen Beitrag von 
Rutscher Seite das Klimaziel in 
Europa insgesamt gefährdet ist. Mit 
6|nem Ausstieg aus der Kernenergie 
würde Deutschland keinen Beitrag 
Listen, Klimaveränderungen zu ver- 
meiden, sondern, im Gegenteil, den 
Treibhauseffekt noch forcieren. 

Uriter Sicherheitsgesichtspunkten 
jj^re eine einseitiger Ausstieg 
Deutschlands aus der Kernenergie 
"W mehr Nachteilen als Vorteilen 
Verbunden. Es ginge die Möglichkeit 
Vefloren, die weltweit anerkannte 
Putsche Sicherheitstechnik in ande- 
rn Ländern einzubringen. Die 19 
Putschen Kernkraftwerke gehören 
erwiesenermaßen zu den sichersten 
Ur,d zuverlässigsten unter den mehr 
^ls 400 Kernkraftwerken in der Welt. 
^rfahrungen aus 37 Jahren sicheren 
^n|agenbetriebs und deutscher Sicher- 
heitstechnik waren bislang Schritt- 
macher in der internationalen Sicher- 
^e'tsdiskussion. Ein Land ohne Kern- 
Kraftwerke würde außerdem in Gre- 
mien wie der Internationalen Atom- 
eriergiebehörde kein Mitspracherecht 
^ehr haben und somit keinen Ein- 
luß mehr auf die Sicherheitstechni- 
ken Verbesserungen, insbesonde- 
j? der Kernkraftwerke in Mittel- und 

steuropa, nehmen können. 

olitisch macht es für uns keinen 
*"», die friedliche Nutzung der 

Kernenergie durch Gesetz zu verbie- 
ten oder einzuschränken. Wir lehnen 
die Vorhaben der Bundesregierung 
in dieser Richtung ab. 

Thesen für eine 
nachhaltige Energiepolitik 

für Deutschland - wo 
liegen unsere 

Handlungsfelder? 

Efl An der Schwelle zum 21. Jahr- 
hundert wird weltweit mehr Energie 
verbraucht als je zuvor. Besonders 
der Stromverbrauch wird deutlich 
ansteigen. Die Versorgung der wach- 
senden Weltbevölkerung mit ausrei- 
chender und bezahlbarer Energie 
unter bestmöglicher Schonung der 
Umwelt und damit unter Erhalt der 
natürlichen Lebensgrundlagen ist 
das vorrangige Gebot für die Zukunft. 

Das auf der Konferenz der Ver- 
einten Nationen über Umwelt und 
Entwicklung (UNCED) 1992 in Rio de 
Janeiro international vereinbarte Ziel 
der „Nachhaltigen Entwicklung" muß 
Leitgedanke für die Energiepolitik 
auch in Deutschland sein. Eine dau- 
erhaft wirtschafts- und umweltge- 
rechte Energiepolitik für Deutschland 
leistet zugleich einen Beitrag zu 
einer entsprechend gestalteten Ener- 
gieversorgung in Europa und der 
Welt insgesamt. Nachhaltige Energie- 
politik bedeutet Einsparung von 
Primärenergie, insbesondere durch 
Senkung des Strom- und Wärmever- 
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brauchs im Gebäudebereich bei pri- 
vaten Haushalten, im Kleingewerbe 
und in der Industrie sowie durch Ver- 
brauchssenkungen bei Kraftfahr- 
zeugen. Nachhaltige Energiepolitik 
bedeutet Effizienzsteigerung in den 
Kraftwerken, bei der Wärmeerzeu- 
gung, bei industriellen Verfahren und 
Prozessen sowie im Verkehrsbereich. 
Nachhaltige Energiepolitik bedeutet 
Stoffstromreduktion. Nur in dieser 
Kombination läßt sich das nationale 
C02-Minderungsziel bis 2005 errei- 
chen (minus 25% gegenüber 1990). 

Deutschland bleibt auch aufgerufen, 
im Rahmen der internationalen Ent- 
wicklungszusammenarbeit die Ent- 
wicklungs-, Schwellen- und Transfor- 
mationsländer beim Bemühen um 
Ressourcen- und Klimaschutz und 
um die Nachhaltigkeit ihrer Entwick- 
lung nach Kräften zu unterstützen. 

Deutschland hat eine hervorra- 
gend ausgebaute Infrastruktur zur 
Energieversorgung. Die Entkopplung 
von Wirtschaftswachstum und Ener- 
gieverbrauch wurde erreicht. Versor- 
gungsrisiken sind derzeit nicht zu 
erkennen. Es besteht von daher 
keine Notwendigkeit, heute über den 
Bau von Großkraftwerken zu ent- 
scheiden. Gleichwohl stehen Ent- 
scheidungen über den Neubau von 
zentralen und dezentralen Kraftwer- 
ken im Laufe des kommenden Jahr- 
zehnts an. Bereits kurzfristig sollte 
die Bundesrepublik Deutschland 
bereit sein, sich am Bau des EPR 
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(European Pressurized Water Reac- 
tor) zu beteiligen. Wir brauchen offe- 
ne Märkte, die eine Entscheidung 
über den Einsatz von Technologien 
den Unternehmen und Verbrauchern 
überlassen. Die Politik muß die Rah- 
menbedingungen so setzen, daß 
dabei gesamtwirtschaftlich uner- 
wünschte Ergebnisse vermieden wer- 
den. Die Zeit bis zur Entscheidung 
über den Ersatz von Großkraftwerken 
können wir nutzen, mit dem Energie- 
dialog Deutschland politische Kon- 
frontationen abzubauen und einen 
längerfristig tragfähigen Konsens zu 
finden. 

kB Das neue Energiewirtschaftsge- 
setz hat seine Bewährungsprobe 
bestanden und die Öffnung der Märk- 
te mit sinkenden Preisen für alle Ver- 
braucher bewirkt. Novellierungsbe- 
darf besteht nur bei der Umsetzung 
der europäischen Gasrichtlinie. Die 
derzeit laufenden Gespräche der Ver- 
bände zur Neufassung der freiwilli- 
gen Verbändevereinbarung beim 
Strom und zur Vereinbarung beim 
Gas müssen diskriminierungsfreien 
Netzzugang garantieren. Mit der 
Novellierung der Konzessionsabga- 
benverordnung muß die Finanzkraft 
der Kommunen erhalten bleiben. 

Die Anstrengungen für eine spar- 
same und rationelle Energieversor- 
gung müssen weiter vorangetrieben 
und verstärkt werden: Durch rationel- 
lere Energieerzeugung und -Verwen- 
dung wurden in Deutschland in der 
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Vergangenheit bereits große Erfolge 
erzielt. Die größten Energieeinspar- 
P°tentiale liegen nach wie vor in der 
Erzeugung und Nutzung von Wärme - 
'nsbesondere in der energetischen 
Sanierung von Gebäuden. 

•^ Die Sicherung der Energieversor- 
gung bei gleichzeitiger Verwirklichung 
v°n Umwelt- und Klimaschutzzielen 
*ann langfristig nur gelingen, wenn 
F-hergieforschung und Entwicklung 
neuer Energietechniken zu deutlichen 
Fortschritten führen. Dabei sind Pro- 
dukt- und Prozeßinnovationen auf 
al|en Stufen der Energiebereitstel- 
lungskette notwendig. Ebenso gilt es, 
a,le Optionen zu verfolgen, die erfolg- 
Versprechende neue Wege erkunden 
0Q,er bereits bekannte Wege für die 
Jetzige oder künftige Energieversor- 
gung darstellen. Beispielhaft sind fol- 
gende Stichpunkte zu nennen: Kern- 
füsion, Entwicklung neuer Kraftwerks- 
|ypen (EPR; HTR), Brennstoffzelle, 
^aft-Wärme-Kopplung, Biomasse, 
Qeothermie. 

•^ Der bestehende Energiemix, der 
2ugleich ein Risikomix im Hinblick 
auf Umwelt-, Versorgungs- und politi- 
sche Risiken ist, umfaßt in Deutsch- 
end Kohle, Gas, Öl und Kernenergie. 
Davon profitieren auch und gerade 
die neuen Länder. Dieser Energiemix 
lst das sichere Fundament, auf dem 
Wlr Forschung, Entwicklung, Energie- 
sparen und den Einsatz erneuerbarer 
^nergien in innovativer, technisch- 
anämischer und wettbewerbsorien- 

tierter Form im Sinne der Verantwor- 
tung für kommende Generationen 
fördern können. 

Die hochentwickelten, dichtbe- 
siedelten Länder Europas waren bis- 
her Vorreiter bei der Entwicklung feh- 
lerverzeihender Sicherheitssysteme 
zur Vermeidung von Kernschmelzen 
und Umsetzung neuester Kernener- 
gietechnik. Deutschland muß seine 
globale Verantwortung, gerade vor 
dem Hintergrund der aktuellen Ent- 
wicklungen in Mittel- und Osteuropa, 
hier weiter wahrnehmen. Es muß das 
Ziel sein, den deutschen Sicherheits- 
maßstab als Schrittmacher einer 
starken europäischen Sicherheits- 
praxis und damit als Motor auch für 
die allgemeine internationale Ent- 
wicklung der nuklearen Sicherheit 
einzusetzen. 

Die Entsorgung radioaktiver Ab- 
fälle ist Bestandteil der Kernenergie- 
nutzung und eine der wichtigsten 
Voraussetzungen für ihre Akzeptanz. 
Wir fordern deshalb, die vorhandenen 
Zwischenlager in Ahaus und Gorle- 
ben zu nutzen, die Erkundungsarbei- 
ten am Endlager Gorleben zu Ende 
zu führen sowie den bei der SPD-Lan- 
desregierung in Hannover vorliegen- 
den genehmigungsreifen Planfest- 
stellungsbeschluß für Schacht Kon- 
rad endlich zu vollziehen. Darüber 
hinaus müssen auch die Möglichkei- 
ten der Wiederaufarbeitung abge- 
brannter Kernbrennstäbe und damit 
die Kreislaufführung von radioaktivem 
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Brennmaterial zur Minderung des 
Aufkommens an endzulagerndem 
Abfall verstärkt genutzt werden. 

EH Vor dem Hintergrund der Liberali- 
sierung der europäischen Energie- 
märkte einerseits und unseren politi- 
schen Zielen für die Energieversor- 
gung andererseits muß eine offene 
und ehrliche Diskussion über die 
„richtigen" marktwirtschaftlichen 
Instrumente geführt werden. Diese 
müssen Wirtschaft und Verbrauchern 
entsprechende Anreize setzen. Sie 
müssen die Grenzen und Möglichkei- 
ten nationaler Alleingänge berück- 
sichtigen. Zertifikatslösungen müs- 

sen ebenso wie abgabenrechtliche 
Möglichkeiten und Anreize erörtert 
werden. Auch bestehende gesetz- 
liche Bestimmungen und Fördertat- 
bestände gehören ohne Tabus auf 
den Prüfstand. 

Die von Rot-Grün mißbräuchlich als 
Öko-Steuer titulierte Maßnahme ist 
ein Beispiel, wie man es nicht 
machen darf. Die auch ordnungspoli- 
tisch und verfassungsrechtlich zwei- 
felhafte Lösung ist ökonomisch und 
ökologisch kontraproduktiv. Dies wird 
uns gleichwohl nicht davon abhalten, 
ökologisch und ökonomisch wirkungs- 
volle Modelle zu prüfen. 
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